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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Ende März starb in Martigny (VS) der Traditionalist und Alt-Erzbischof Marcel Lefèbvre,
der wegen seiner Gründung eines integristischen Priesterseminars in Ecône (VS) und
der Weihung von vier Bischöfen 1988 von Rom exkommuniziert worden war. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.03.1991
MARIANNE BENTELI

Dies scheint allerdings nicht für die Kontroverse um den äusserst umstrittenen, dem
Opus Dei nahestehenden Churer Bischof Wolfgang Haas zu gelten, dessen Einsetzung
führende Kirchenjuristen nach wie vor für widerrechtlich halten. Die Schweizer
Bischöfe wurden mehrfach im Vatikan vorstellig und gaben ihrer Sorge über die
unhaltbaren Zustände in der Diözese Chur Ausdruck, die durchaus zu einer
Kirchenspaltung führen könnten. Der Papst schickte zwar einen Vermittler in die
Schweiz und kündigte konkrete Schritte an, liess aber keinen Zweifel daran, dass mit
einer Abberufung Haas nicht gerechnet werden könne. 

In den Kantonen, die zum Bistum Chur gehören, traten nach dem Amtsantritt von Haas
rund doppelt so viele Katholiken aus der Kirche aus wie in den Jahren zuvor. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

Eine Repräsentativbefragung zum Thema "Kirche in der Schweiz" liess klar den Wunsch
nach Trennung von Kirche und Staat und nach Nichteinmischung der Kirchen in die
politischen Angelegenheiten zum Ausdruck kommen. Während die rechtliche
Abgrenzung von Kirche und Staat bei Katholiken und Protestanten, bei Deutsch- und
Westschweizern etwa gleich stark befürwortet wurde, äusserten die Romands
besonders deutlich, dass sie eine Intervention der Kirchen in die Belange der
Tagespolitik ablehnen.  Eine Umfrage unter den Unterwalliser Katholiken zeigte
ebenfalls eine wachsende Distanz zu den kirchlichen Institutionen. Zu ähnlichen
Ergebnissen kam eine Umfrage unter den Genfer Protestanten. Eine schlechte Prognose
stellte die Bevölkerung der Kirche der Zukunft: rund 70% der Befragten vertraten die
Ansicht, die Bedeutung der Kirchen werde in der Schweiz immer mehr abnehmen. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

Gegen den Vorschlag des Bundesrates hatten die Verfassungskommissionen beider
Räte im Vorjahr beschlossen, den gesamten Art. 72, der das Verhältnis von Kirche und
Staat regelt, aus der nachgeführten Bundesverfassung zu kippen. Stein des Anstosses
war vor allem Abs. 3 des Artikels, der sogenannte «Bistumsartikel», der die Errichtung
neuer oder die Gebietsveränderung bestehender Bistümer der Genehmigung des
Bundes unterstellt. Die Kommissionen nahmen damit das Anliegen einer
parlamentarischen Initiative von alt Ständerat Huber (cvp, AG) auf, welcher die kleine
Kammer 1995 Folge gegeben hatte. Die Gegner einer Streichung – darunter der
Evangelische Kirchenbund und die Römisch-katholische Zentralkonferenz der Schweiz
machten geltend, gerade die jüngste Vergangenheit mit den Ereignissen im Bistum Chur
habe die Bedeutung dieses Artikels gezeigt. Entfalle die Kontrolle durch den Bund, sei
der Vatikan frei in der Errichtung der Bistümer, womit möglicherweise auch die
Konkordate der Diözesen Basel und St. Gallen gefährdet seien, welche das
ortskirchliche Bischofswahlrecht garantieren. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.1998
MARIANNE BENTELI

Bundesrätin Metzler eröffnete zwei Monate vor der Volksabstimmung vom 10. Juni mit
viel persönlichem Engagement die Abstimmungskampagne zur Aufhebung des
Bistumsartikels in der Bundesverfassung, die National- und Ständerat im Vorjahr
beschlossen hatten. Sie führte aus, kein Staat kenne eine Bewilligungspflicht für
Bistümer. Eine solche Einschränkung des Rechts einer Glaubensgemeinschaft auf
Selbstorganisation und damit der Religionsfreiheit sei nicht gerechtfertigt, namentlich
auch nicht durch das Interesse der öffentlichen Sicherheit – ganz abgesehen davon,
dass die staatliche Kompetenz, Massnahmen zur Wahrung des religiösen Friedens zu
treffen, ohnehin in der Verfassung bleiben wird. Die Streichung der Ausnahmeregelung
sei auch von der Europäischen Menschenrechtskonvention und vom internationalen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.05.2001
MARIANNE BENTELI
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Menschenrechtspakt II her geboten. Mit Ausnahme der EDU und der PdA, welche die
Nein-Parole ausgaben, sowie der SD, die Stimmfreigabe beschlossen, folgten alle
politischen Parteien dieser Argumentation.

Weit weniger geeint zeigten sich die kirchlichen Organisationen. Während die
Bischofskonferenz erwartungsgemäss für eine Streichung der Bestimmung eintrat,
taten sich mehrere katholische Laienorganisationen schwer damit, da sie im
Bistumsartikel eine Art Pfand für eine Mitsprache der Kirchenbasis bei
Bischofsernennungen sahen; gegen eine Streichung sprach sich schliesslich aber nur
der Schweizerische Katholische Frauenbund aus. Die reformierte Landeskirche
verzichtete nach längerem Hin und Her auf eine Abstimmungsempfehlung. Obgleich sie
die Information des Bundesrates als einseitig empfand – insbesondere bestritt sie, der
Bistumsartikel sei diskriminierend und menschenrechtswidrig – wollte sie nicht Öl ins
Feuer der konfessionellen Diskussionen giessen; sie plädierte aber erneut für die
Schaffung eines Verfassungsartikels, in dem die Beziehungen zwischen dem Bund und
den Religionsgemeinschaften zeitgemäss geregelt würden. Gegen die Streichung
wehrten sich hingegen evangelikale Splittergruppen. 5

Die Regierung des Kantons Zürich änderte die Bestattungsverordnung und schuf damit
für die Gemeinden die Möglichkeit, separate Gräberfelder für Angehörige
ausserchristlicher Glaubensgemeinschaften einzurichten. Sie kam damit einem
Wunsch strenggläubiger Muslime nach, die eine gemeinsame Bestattung mit
Angehörigen anderer Religionen ablehnen. In einer gemeinsamen Medienmitteilung
befürworteten der Evangelisch-Reformierte Kirchenrat und die Römisch-Katholische
Zentralkommission diese Liberalisierung als wichtigen Beitrag für das friedliche
Nebeneinander der verschiedenen Religionen und Kulturen. In Basel setzten die
Landeskirchen je einen Muslimbeauftragten ein, um die gegenseitige Verständigung zu
fördern und in Genf beschloss der Kantonsrat, ein entsprechendes Integrationsbüro
einzurichten. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.07.2001
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat bekundete seine Intention, bei der Revision des Tierschutzgesetzes das
Schächtverbot aufzuheben. Seit 1893 ist das Schächten – die im Judentum und im
Islam als rituell erachtete Schlachtung durch Kehlenschnitt ohne vorherige Betäubung
des Tieres – in der Schweiz verboten. Der Bundesrat begründete seinen Entscheid für
eine Neuregelung mit der Bundesverfassung, welche die Glaubens- und
Gewissensfreiheit garantiert (Art. 15). Zudem kenne keines der Nachbarländer ein
derart absolutes Schächtverbot. Der Israelitische Gemeindebund sowie kirchliche
Kreise begrüssten die Lockerung, da das Schächtverbot eine langjährige Diskriminierung
der nicht-christlichen Religionen und eine Einschränkung ihrer ritueller Gebote
darstelle. Ganz anders sahen dies Tierschutzkreise und die Gesellschaft der Schweizer
Tierärzte, die unter Berufung auf die Würde des Tieres ein Referendum in Aussicht
stellten; ihnen schlossen sich der Bauernverband und die Stiftung für
Konsumentenschutz an. Von den Parteien sprachen sich die CVP, die SVP und die GP
grundsätzlich für eine Lockerung (unter gewissen Auflagen) aus, die SP widersetzte sich
und die FDP enthielt sich einer Aussage. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.12.2001
MARIANNE BENTELI

Für Schlagzeilen sorgte die erste Jahreskonferenz des umstrittenen Islamischen
Zentralrates Schweiz (IZRS), der durch strenggläubige muslimische Konvertiten geführt
wird und durch radikale Parolen und Polemiken auffällt. Je nach Quelle zwischen 1000
und 2000 Besucherinnen und Besucher kamen an die Veranstaltung im Bieler
Kongresshaus, an der unter anderem bekannte islamische Prediger und Konvertiten aus
dem In- und Ausland auftraten. Die geplante Prominenz zur Unterstützung der Ende
2010 vom IZRS unter grossem Medienwirbel angekündigten Volksinitiative „Ja zur
Streichung des Minarettverbots“ liess sich nicht finden. Auch die Föderation
Islamischer Dachverbände erteilte dem Ansinnen des IZRS eine Absage. Die Lancierung
der Initiative und der Beginn der Unterschriftensammlung wurden im Verlauf des
Berichtsjahrs mehrmals verschoben. Erst im Dezember konstituierte sich in Bern,
diesmal offenbar praktisch unter Ausschluss der Öffentlichkeit, ein sogenannt
unabhängiges Initiativkomitee, das laut Pressebericht vom IZRS aber namhaft finanziell
unterstützt wird. Breite Medienresonanz erhielt zudem eine vom IZRS im Oktober in
Bern organisierte Kundgebung gegen Islamophobie, mit rund 2000 Demonstrierenden. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.01.2011
SUZANNE SCHÄR
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Bereits zu Jahresbeginn wurde Bischof Huonders Stellungnahme zur Pastoralumfrage
publik. Darin äusserte sich der Churer Bischof ablehnend gegenüber dem Empfangen
der Sakramente durch Homosexuelle und geschiedene Wiederverheiratete. Solche
Personen könnten zwar bei der Kommunion vor den Priester treten, müssten dies aber
als Zeichen ihrer "irregulären Situation" mit verschränkten Armen tun, und könnten
anstelle der Hostie lediglich den Segen empfangen. Zwei Wochen später hatten bereits
über 2700 Schweizer Katholiken in einem Appell ihre Unzufriedenheit mit Huonders
erneut provozierender Stellungnahme ausgedrückt. Die Forderungen der
Bistumsleitung seien beschämend und völlig inakzeptabel. Dass die kirchliche Basis
geschiedenen Wiederverheirateten und Homosexuellen offener gegenüber steht,
letzteren zumindest in der Tendenz, brachten denn auch die Ende Januar
kommunizierten Ergebnisse der Pastoralumfrage zu Tage. Im März forderten kirchliche
Basisorganisationen, darunter die Vertreter der Pfarrei-Initiative sowie die Jungwacht
Blauring, unter Hauptinitiative des Schweizerischen Katholischen Frauenbundes (SKF) in
einer Demonstration in St. Gallen die Abberufung von Bischof Huonder und dessen
Generalvikar Martin Grichting. Unter dem Motto "Es reicht!" übergaben um die 2000
reformwillige Katholiken am 9. März Markus Büchel, dem Präsidenten der Schweizer
Bischofskonferenz (SBK), ein entsprechendes Schreiben mit der Forderung nach einem
dem Bischof übergeordneten Administrator, der für eine barmherzige und
weltzugewandte Kirche einstehe und Diskriminierungen jeglicher Art weder verursache
noch dulde. Als Auslöser für diese drastische Forderung nannten die Demonstranten
nicht nur Huonders Stellungnahme zur Pastoralumfrage, sondern auch seine Aussagen
zu Genderfragen am internationalen Tag der Menschenrechte 2013 oder etwa seine
Befürwortung zur Volksinitiative "Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache", entgegen
dem vorangegangenem SBK-Beschluss auf Stimmfreigabe. Das Bistum vertrat die
Ansicht, das eigentliche Problem der Initianten sei nicht die Person Vitus Huonder,
sondern die Unvereinbarkeit gewisser Wertvorstellungen mit Teilen der kirchlichen
Lehre. Huonder stand jedoch nicht ohne Unterstützung da: Der Bund junger Katholiken
wollte den Bischof in einer am gleichen Tag stattfindenden Kundgebung unterstützen,
was der Organisation jedoch von Bischof Huonder des kirchlichen Friedens Willen
untersagt wurde. Durchgeführt wurde dann jedoch im Rahmen der Gebetsinitiative
"Nein zum Krieg unter uns" ein Gottesdienst für Huonder mit 300 Gläubigen.  Ein erstes
klärendes Gespräch zwischen den reformwilligen Katholiken und der Churer
Bistumsleitung fand im November statt, förderte jedoch noch keine sichtbare
Annäherung der Parteien zutage. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.02.2014
MARLÈNE GERBER

Die Schweizer Bischofskonferenz (SBK) zeigte sich beunruhigt ob der ihrer Meinung
nach fehlenden Distanzierung Schweizer Muslime vom Terror des Islamischen Staates
(IS) in der arabischen Welt. Erstaunt reagierte Hisham Maizar, da er sich als Präsident
der Föderation Islamischer Dachorganisationen Schweiz (FIDS) bereits mehrfach
öffentlich und explizit von den Gräueltaten distanziert habe. Sukkurs erhielt er unter
anderem von Sahïda Keller-Messahli, der Präsidentin des Forums für einen
fortschrittlichen Islam. Sie erachtete es als problematisch, eine Gruppe für ein
Verbrechen anzuklagen, mit dem diese nichts zu tun habe und verwies darauf, dass
nach dem - unter anderem im Namen des Christentums verübten - Breivik-Attentat
auch niemand von den Christen verlangt habe, die Tat als Religionsgemeinschaft
öffentlich zu verurteilen. Stellung nahm hingegen der Islamische Zentralrat der Schweiz
(IZRS), dessen Präsident Nicolas Blancho in einem auf der Homepage des IZRS
veröffentlichen Video erklärte, jegliche Gewaltakte gegen Personen nicht-muslimischen
Glaubens seien "absolut verboten". Dies wiederum stiess den anderen muslimischen
Verbänden sauer auf: Der IZRS betreibe reine Propaganda. Die schweigende Mehrheit
müsse sich doch stärker positionieren, um die Plattform nicht dem IZRS zu überlassen,
hiess es beispielsweise beim Forum für einen fortschrittlichen Islam. Sowohl die FIDS
als auch die Koordination Islamischer Organisationen Schweiz (KIOS) grenzen sich klar
vom von Salafisten geprägten IZRS ab. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.09.2014
MARLÈNE GERBER

Im Sommer 2019 gingen die Frauen in der Schweiz auf die Strasse, um ihr Recht auf
Gleichstellung einzufordern. So auch die Kirchenfrauen, die einem Aufruf des
Schweizerischen Katholischen Frauenbundes (SKF) gefolgt waren und sich im Juni den
Massen am Frauenstreik anschlossen. Bereits im Frühjahr hatte Vroni Peterhans,
Vizepräsidentin der rund 130'000 Frauen vertretenden Organisation gegenüber den
Medien verlauten lassen, dass die Kirchenfrauen Präsenz markieren werden. Pinke
Punkte mit der Aufschrift «Gleichberechtigung. Punkt. Amen.», selbstgebastelte pinke
Mitren und insbesondere pinke Stiefel sollten symbolisch aufzeigen, dass «die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.06.2019
MELIKE GÖKCE
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Kirchenfrauen aus dem Sumpf der katholischen Kirche waten wollen [...], einem Sumpf
von sexuellem Missbrauch und Ungleichbehandlung der Geschlechter», wie Peterhans
vom St. Galler Tagblatt zitiert wurde. Unterstützung erhielt der SKF unter anderem von
der «IG feministische Theologinnen der Schweiz und Liechtensteins» und den
Evangelischen Frauen der Schweiz (EFS). 
Peterhans zeigte sich insbesondere von der Reformunfähigkeit und der von der
Männerdominanz geprägten Hierarchie der Kirche enttäuscht. Daher fordere man in
erster Linie eine Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau, die sich in der Öffnung
sämtlicher Ämter für die Frauen, mehr Mitbestimmung und weniger Hierarchie zeige.
EFS-Präsidentin Dorothea Forster teilte diese Anliegen und begründete die
Solidaritätsbekundungen der evangelischen Frauen darin, dass auch die Frauen in den
protestantischen Leitungsgremien untervertreten seien, obwohl sie das Pfarramt
bereits seit 50 Jahren ausüben dürften. Auch die Luzerner Theologin Jacqueline Keune
kritisierte in der NZZ, dass Frauen alleine aufgrund ihres Geschlechtes abgewertet und
ausgeschlossen würden. Gerade progressivere Frauen sähen – als einen möglichen Weg
mit dieser fortlaufenden Kränkung umzugehen –, lediglich noch den Austritt aus der
Kirche, was aber kaum zweckdienlich sein könne, da man so erst recht den Verfechtern
eines konservativen  Kirchenbildes die Deutungshoheit überliesse. Peterhans
erläuterte, dass die Frauen die Kirche trotz ihrer Fehler gern hätten, da sie ihnen eine
emotionale Heimat biete, gerade deshalb wollten sie sich am Streik beteiligen.
So werden sich die Kirchenfrauen zum einen am Streik selbst beteiligen, zum anderen
aber auch am darauf folgenden Wochenende vor und in den Kirchen auf sich
aufmerksam machen. Ginge es nach Peterhans, würden die Frauen gar einen Monat lang
streiken, um aufzuzeigen, wie wichtig sie für die Aufrechterhaltung des Betriebes sind
und wie viel unbezahlte Arbeit sie in den Gemeinden leisten. So sei die Zahl der
Pastoralassistentinnen in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen, aber obwohl sie
die gleiche Ausbildung absolvierten wie die Priester, hätten sie immer noch weniger
Befugnisse als diese. So dürften sie beispielsweise die Gottesdienste gestalten, Kinder
taufen und Ehen schliessen, nicht aber alle Sakramente – wie die Eucharistie, die
Beichte oder die Krankensalbung – spenden. Man wolle niemanden verletzen oder
Unschuldige bestrafen, aber dort wo es möglich sei, sollen die Frauen streiken. Im
Weiteren wolle man das Anliegen auch bei den Schweizer Bischöfen deponieren, da die
Reformbestrebungen schliesslich auch darauf abzielen würden, dass Frauen zu
Diakoninnen, Priesterinnen und Bischöfinnen geweiht werden könnten. Um dieses Ziel
erreichen zu können, müsse man zunächst menschen- aber auch männerfreundliche
Strukturen – beispielsweise die Abschaffung des Pflichtzölibats – schaffen, damit die
bestehenden Machtstrukturen aufgebrochen würden, denn aus der Politik und der
Wirtschaft wisse man, dass eine formale Gleichstellung alleine nicht ausreiche. Gemäss
der Aargauer Zeitung gebe es erste Anzeichen dafür, dass diese Anliegen auch von den
Männern unterstützt werden. So begrüsse es etwa Felix Gmür, Präsident der Schweizer
Bischofskonferenz (SKB), wenn der Papst grünes Licht für die Weihe von Diakoninnen
geben würde, da diese die Vorstufe des Priesteramtes darstellt. Dem medialen Echo
zufolge komme dies aber für den Papst auch weiterhin nicht in Frage. 
Zwei Tage nach dem Grossereignis zeigten sich die Organisatorinnen äusserst erfreut
oder gar überwältigt von ihrem Erfolg. In seiner Medienmitteilung verkündete der
Frauenbund, dass unzählige Kirchenfrauen und -männer dem Aufruf gefolgt und am
Frauenstreik für die Anliegen eingetreten seien. Zudem habe der Streik auch im
Wesentlichen dazu beigetragen, dass man sich sowohl innerhalb der Schweiz, als auch
über die Landesgrenzen hinweg stark habe vernetzen können. Im Weiteren habe die
Schweizer Bischofskonferenz Gesprächsbereitschaft bekundet und bereits einen
Gesprächstermin festgelegt. Wie die Basellandschaftliche Zeitung Anfang August aber
berichtete, sei das Gespräch für die Kirchenfrauen nicht nur positiv verlaufen. Auch
wenn Hansruedi Huber, Medienverantwortlicher des Bistums Basel, angab, dass das
Gespräch mit Bischof Gmür das gegenseitige Verständnis gefördert habe, fiel das Urteil
von Elke Kreiselmeyer, Leiterin der katholischen Pfarrei St.Stephan Therwil/Biel-
Benken, eher nüchtern aus: «Ein Erfolg war das für uns Frauen nicht», zitierte die
Zeitung. Das Bistum habe zugesichert, dass man den Fokus neu auf kulturelle
Veränderungen legen und entsprechend gezielte Aus- und Weiterbildungen im Bereich
der Gleichstellung fördern wolle. Zudem würden die Berufsbezeichnungen
dahingehend angepasst, dass der Zusatz «Laie» und «Assistent» gestrichen werden,
damit die Unterscheidung von Geistlichen und Theologen entfalle. Auch wolle man die
Frage des Zölibats auf nationaler Ebene besprechen, da sich das Bistum sowohl
verheiratete Priester als auch Frauen am Altar vorstellen könne. Für Kreiselmeyer aber
wäre es tatsächlich dann ein echter Erfolg gewesen, wenn die Kirche anerkannt hätte,
dass Frauen das Recht haben, ihre Rolle zu definieren und der wissenschaftliche
Nachweis, dass die Situation der Frauen kein biblisches Fundament habe, auch
anerkannt worden wäre. Dennoch sei das Gespräch nicht gänzlich wirkungslos gewesen,
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zumal man mit Felix Gmür jemanden habe, der zuhöre und grundsätzlich immer zu
Gesprächen bereit sei. Es gebe aber weiterhin noch viel zu tun. 11

Die 2013 von der grünliberalen Fraktion eingereichte parlamentarische Initiative «Ehe
für alle» beschäftigte in den Folgejahren verschiedenste Gruppierungen weit über das
Parlament hinaus. Mit besonderer Spannung wurde auch die Positionierung der
Schweizer Kirchen erwartet. Entgegen der weitläufigen Erfahrung sorgte für einmal
aber nicht die römisch-katholische Kirche, sondern die evangelisch-reformierte für
grosses Aufsehen, wie viele Medien berichteten. 
Im Rahmen der im März 2019 eröffneten Vernehmlassung gingen Stellungnahmen
verschiedener religiös-kirchlicher Organisationen ein, die sich unterschiedlich zu
besagtem Sachverhalt äusserten. So zeigten sich beispielsweise die christkatholische
Kirche, der Schweizerische Katholische Frauenbund oder die Evangelischen Frauen
Schweiz deutlich positiv gegenüber der Kernvorlage. Der Schweizerische Israelitische
Gemeindebund verkündete, er könne die Gesetzesänderung zwar nicht kommentieren,
akzeptiere diese aber als einen Ausdruck der Tatsache, dass persönliche Freiheit und
individuelle Autonomie in einem weltlichen Wertesystem einen anderen Stellenwert
einnähmen als in einem religiös-ethisch orientierten. Die evangelisch-methodistische
Kirche hatte zwar keine Stellungnahme eingereicht, in den Medien wurde aber
spekuliert, dass der Schweizer Ableger vor einer Zerreissprobe stehe, da die
internationale Vereinigte Methodistenkirche die Ehe für alle deutlich ablehne. Die
Schweizer Bischofskonferenz empfahl offiziell zwar kein Nein – kümmere sich die
sakramentale Eheschliessung in den Augen der katholischen Kirche doch in erster Linie
um die Verbindung von Mann und Frau vor Gott, und nicht um die zivile Ehe –, äusserte
aber in ihrer Eingabe bei der RK-NR grosse Bedenken gegenüber dem Vorhaben.
Lediglich der Schweizerische Evangelische Kirchenbund (SEK) konnte sich in dieser
Frage nicht einig werden und musste eine Fristverlängerung über den 21. Juni 2019
hinaus beantragen, was ihm von der RK-NR auch gewährt wurde. Die offizielle Antwort
fiel dennoch sehr ernüchternd aus: Viele seiner Mitgliedkirchen träten zwar für eine
weitgehende oder gar vollständige Gleichbehandlung von hetero- und homosexuellen
Paaren auf rechtlicher und kirchlicher Ebene ein, da sich aber einige dieser Mitglieder
noch im Klärungsprozess befänden, werde der Urteilsbildungsprozess in der
Abgeordnetenversammlung noch einige Zeit in Anspruch nehmen. 
Gerade diese Spaltung der reformierten Kirche wurde in vielen Medien als die
eigentliche Überraschung gehandelt und vielseitig diskutiert. Man war sich im
Grundsatz einig, dass die reformierte Kirche allgemein als progressiver einzustufen sei
als die katholische Kirche und sich daher bei gesellschaftlichem Wandel auch
wesentlich schneller einbringe als der Vatikan, zumal das reformierte Verständnis der
Trauung seit dem 19. Jahrhundert eine Bestätigung dessen sei, was der Staat vollziehe.
Wie sich herausstellte, handelte es sich bei den innerkirchlichen Gräben weitestgehend
um regionale Gräben, zum einen zwischen Stadt und Land und zum anderen zwischen
der Deutschschweiz und der lateinischen Schweiz. Während man in den Städten und in
der Deutschschweiz die Ehe eher als eine Gemeinschaft zweier Menschen betrachte,
werde diese in den anderen Regionen eher als eine Verbindung von Mann und Frau und
als eine von Gott eingesetzte Institution verstanden. Diese Ansicht kam besonders
deutlich in einer von 200 Pfarrern unterzeichneten Erklärung zum Vorschein, in der
gemäss dem Tages-Anzeiger vermerkt war, dass die Öffnung der Ehe für homosexuelle
Menschen nichts anderes als ein «Segen ohne Segenszusage Gottes» sei und einem
«Missbrauch» von Gottes Namen gleichkomme.
Das über Monate andauernde Hickhack fand schliesslich am 4. November 2019 ein
Ende: Die Delegierten des SEK stellten sich an der Abgeordnetenversammlung mit 49 zu
11 Stimmen hinter die Vorlage. Sie empfahlen ihren Mitgliedkirchen die Ehe für alle, wie
auch den damit einhergehenden allfälligen neuen zivilrechtlichen Ehebegriff für die
kirchliche Trauung vorauszusetzen. Zugleich empfahlen die Delegierten, dass bei der
kirchlichen Trauung auch in Zukunft die Gewissensfreiheit der Pfarrerinnen und Pfarrer
gewahrt bleiben solle – wohl auch, um den Haussegen weitestgehend vor der Schieflage
zu bewahren. Den Lohn dieser Arbeit sprachen die Medien im Wesentlichen dem SEK-
Präsidenten Gottfried Locher zu. Er habe die Öffnung der Ehe stets mit guten
Argumenten begründet und auch deutlich gemacht, dass die Ehe nicht zu den
Grundfragen des Glaubens – im Sinne des Sakraments – gehöre und der
gesellschaftliche Konsens ebenso wichtig sei, wie die biblischen Grundlagen, auch wenn
einige Bibeltreue das anders sähen. 12
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